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IMMOBILIARSACHENRECHT
Das Grundbuchsystem als Garant des rechtlichen Bestandes  
des Grundeigentums und daran bestehender Rechte

IMMOBILIARSACHENRECHT GRUNDBUCH

1. GRUNDBUCHSYSTEM

a) Vermessungswerk
Verweis auf separate Broschüre «Versicherte Gebäude 
und amtliche Vermessung».

b) Grundbuch
Das Grundbuch ist ein öffentliches Register über die 
Grundstücke eines bestimmten Kreises samt den 
mit diesen Grundstücken verbundenen dinglichen 
Rechten und anderen für den Rechtsverkehr wichtigen 
Angaben.
Jedermann kann grundstücksbezogen Auskunft über 
das Eigentum, die Dienstbarkeiten und Grundlasten 
sowie – unter Einschränkungen – über Anmerkungen 
verlangen. Für weitere Auskünfte (z.B. über Vormer-
kungen und Grundpfandrechte) muss ein tatsächli-
ches Interesse glaubhaft gemacht werden.

Es besteht aus
–	 dem Hauptbuch (für welches auch der Begriff 

«Grundbuch» verwendet wird)
–	 den Plänen (oder Liegenschaftverzeichnissen)
–	 den Liegenschaftsbeschreibungen
–	 den Belegen
–	 und dem Tagebuch
Daneben werden noch Hilfsregister geführt, wie 
beispielsweise das Servitutenprotokoll, woraus die 
genauen Texte (Wortlaute) der Dienstbarkeiten 
ersichtlich sind und welche dort bei Änderungen 
nachgeführt werden.

Das Hauptbuch wird
–	 in Buchform
–	 auf losen Blättern
–	 mittels EDV (sogenanntes EDV-Grundbuch)
geführt. 

Im Kanton Zürich wird in elektronischer Form bis in 
naher Zukunft lediglich der Grundstücksbeschrieb 
geführt. Obwohl auch die Eigentumsangaben elekt-
ronisch erfasst sind, ist bezüglich des Eigentums noch 
immer das gebundene oder lose Grundbuchblatt 
massgebend (diesbezüglich handelt es sich zur Zeit 
praktisch um eine Doppelführung, was wohl noch bis 
2017 der Fall sein dürfte).

Das Grundbuchblatt ist in verschiedene Kolumnen 
unterteilt (in folgender Reihenfolge):
–	 Beschrieb des Grundstückes (mit Angabe des 

Ausmasses, der Bodendeckungsflächen insbeson-
dere Gebäulichkeiten, Flurbezeichnung), vgl. Ziff. 3 
hiernach

–	 Anmerkungen (dem [rechtlichen] Beschrieb zuge-
ordnet, vgl. Ziff. 3 lit. d hiernach)

–	 Vormerkungen (vgl. Ziff. 5 hiernach)
–	 Eigentum (vgl. Ziff. 4 lit. b hiernach)
–	 Dienstbarkeiten und Grundlasten (vgl. Ziff. 4 lit. c 

hiernach)
–	 Grundpfandrechte (vgl. Ziff. 4 lit. c a. E. hiernach)
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2. GRUNDSTÜCKE IM SINNE 
DES GRUNDBUCHRECHTS  
(ZGB 655)

a) Liegenschaften
Künstlich geschaffener, räumlich abgegrenzter Teil der 
Erdoberfläche, d.h. eine Parzelle – Erdausschnitt – mit 
genügend bestimmten Grenzen.

b) Selbständige und dauernde Rechte an 
Grundstücken, 
sofern sie im Grundbuch aufgenommen sind, d.h. ein 
besonderes Grundbuchblatt erhalten haben. Somit 
treten sie in den Formen des Immobiliarsachenrechts 
in den Rechtsverkehr. Sie werden dann rechtlich wie 
Liegenschaften behandelt, insbesondere wie solche 
veräussert und mit Dienstbarkeiten und Grundpfand-
rechten belastet. Sind solche Rechte nicht im Grund-
buch aufgenommen, werden sie wie Forderungen 
übertragen und verpfändet.

Anwendungsfälle:
–	 Baurecht (ZGB 675, 779 ff.)
–	 Pflanzensuperficies (ZGB 678)
–	 Quellenrecht (ZGB 780)
–	 Wasserrechstverleihungen (öffentlich-rechtliche 

Konzessionen)
–	 Weitere Nutzungsrechte an Grundstücken, wie 

Recht auf Gewinnung von Bodenmaterialien, Wei-
derechte, Holznutzungsrechte (z.B. Korporations-
teilrechte) usw.

Voraussetzungen:
–	 Selbständigkeit (d.h. grundsätzlich unbeschränkt 

übertragbar)
–	 Dauernd: Wenigstens auf 30 Jahre (bezüglich Pflan-

zen und Anlagen von Pflanzen mindestens 10 Jahre) 
oder auf unbestimmte Zeit begründet (Baurecht 
und für Pflanzen und Anlagen von Pflanzen höchs-
tens 100 Jahre)

–	 Basierend auf einer (privatrechtlichen) Dienstbar-
keit oder auf einer

–	 (öffentlich-rechtlichen) Konzession. Hierbei handelt 
es sich um ein durch ein Gemeinwesen verliehe-
nes (konzediertes) Recht zum gesteigerten, genau 
umschriebenen Gebrauch oder zur Nutzung einer 
öffentlichen Sache (See, Fluss usw., z.B. Wasser-
rechtsverleihungen oder -konzessionen). Es ist keine 
(privatrechtliche) Dienstbarkeit, sondern ein Recht 

öffentlich-rechtlicher Natur und kann daher ohne 
weiteres in das Grundbuch aufgenommen werden, 
ohne dass vorher z.B. die betreffende Gewässerstrecke 
mit einer Dienstbarkeit belastet werden müsste. 

–	 Eröffnung eines besonderen Grundbuchblattes 
(wozu vorerst bei flächenmässig ausgeschiedenen 
Rechten eine Vermessungsurkunde vorliegen muss).

c) Bergwerke
Es geht um bergmännisch (im Stollenbau) erfolgende 
Ausbeutung von Bodenschätzen (Kohle, Erz, Salze, Oel 
usw.) aufgrund einer Konzession des Gemeinwesens.

d) Miteigentumsanteile an Grundstücken  
(ZGB 646 ff.)
Haben verschiedene Personen ein Grundstück ge-
meinschaftlich als Miteigentümer (zu gleichen oder 
unterschiedlichen Quoten), gelten die Anteile recht-
lich als Grundstücke, auch wenn dafür keine einzelnen 
Grundbuchblätter angelegt wurden. Die Anlegung be-
sonderer Blätter ist zwingend, wenn es die Übersicht 
erheischt (dingliche Rechte, wie beispielsweise eine 
Nutzniessung [Dienstbarkeit] oder ein Grundpfand-
recht können an einzelnen Miteigentumsanteilen oder 
auch bezüglich des gemeinschaftlichen Grundstückes 
begründet werden).
Es handelt sich dabei immer um unausgeschiedenes 
Miteigentum (einer blossen Quote), d.h. das Eigen-
tum geht immer auf das ganze gemeinschaftliche 
Grundstück und nicht nur auf einen bestimmten Teil 
desselben (etwas anders beim Stockwerkeigentum). 
Grundsätzlich handelt es sich dabei um selbständiges 
Miteigentum, der Anteil kann frei veräussert oder 
belastet werden (vorbehältlich des Miteigentümervor-
kaufsrechts [ZGB 682 Abs. 1] und der Zustimmung des 
andern Miteigentümers, wenn der Verkäufer mit die-
sem verheiratet ist und mit ihm unter dem eherechtli-
chen Güterstand der Errungenschaftsbeteiligung lebt 
[ZGB 201 Abs. 2]). 
Anders beim unselbständigen oder subjektiv-dinglich 
verbundenen Miteigentum (Anteil kommt kein 
Grundstückscharakter zu), wo der Miteigentumsanteil 
mit einem (herrschenden) Hauptgrundstück grund-
sätzlich untrennbar verbunden ist, er das rechtliche 
Schicksal des Hauptgrundstückes teilt, also er ohne 
dieses weder veräussert noch belastet werden kann 
(z.B. Miteigentum an Weggrundstücken oder anderen 
Grundstücken [z.B. mit privaten Hallenbäder, privaten 
Tennisplätzen], welche ausdrücklich verschiedenen 
Hauptgrundstücken dienen).

IMMOBILIARSACHENRECHT GRUNDBUCH



5

e) Stockwerkeigentum (ZGB 712a ff.)
Hierbei handelt es sich um eine besondere Eigentums-
art, die aus dem Miteigentum heraus entwickelt wur-
de. Für jeden Stockwerkanteil muss ein Grundbuch-
blatt angelegt werden. Vgl. weiter Ziff. 8 hiernach.

Aus einer Liegenschaft können x-beliebige Grundstü-
cke «kreiert» werden: 
–	 Zulasten einer Liegenschaft wird ein selbständiges 

und dauerndes Baurecht begründet, welches als 
Grundstück im Grundbuch aufgenommen wird 
(also ein eigenes Blatt erhält);

–	 an diesem Baurecht wird ein oder werden mehrere 
selbständige und dauernde Baurecht/e (sogenann-
te Unterbaurechte) begründet, welche wiederum 
je als Grundstücke im Grundbuch aufgenommen 
werden (und eigene Blätter erhalten);

–	 an einem oder allen diesen Unterbaurechten wird 
Stockwerkeigentum begründet (d.h. Aufteilung des 

oder der Unterbaurechte in Miteigentumsanteile 
und Ausgestaltung derselben zu Stockwerkeigen-
tum, indem mit einem jedem dieser Miteigentum-
santeile ein Sonderrecht an einem in sich abge-
schlossenen Raum oder an in sich abgeschlossene 
Einheiten von Räumen mit eigenem Zugang verbun-
den wird und jede Stockwerkeinheit ein eigenes 
Blatt erhält);

–	 zulasten von freien Flächen (z.B. Aussenparkplätzen) 
des in Stockwerkeigentum aufgeteilten Grund-
stücks werden übertragbare Benützungsrechte 
(Dienstbarkeiten) begründet, welche wiederum je 
als selbständige und dauernde Rechte als Grund-
stücke im Grundbuch aufgenommen werden (je ein 
eigenes Blatt erhalten).

–	 usw.

IMMOBILIARSACHENRECHT GRUNDBUCH
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3. GRUNDSTÜCKSBESCHRIEB

a) Grundbuchplan
Grundbuchplan / Plan für das Grundbuch / Mutati-
onsplan sind Produkte des Grundbuchgeometers. Im 
Original befinden sich diese Unterlagen beim Geome-
ter. Das Grundbuchamt erhält lediglich eine Ausferti-
gung (heute: Plan für das Grundbuch).
Der Grundbuchplan mit den Marksteinangaben und 
Grenzlinien bildet in erster Linie die Basis des Be-
schriebs eines Grundstückes (bzw. einer Liegenschaft) 
überhaupt. Aus diesem können aber auch Vorrichtun-
gen ersichtlich sein, auf welche in Dienstbarkeiten 
(auch Servituten genannt) hingewiesen werden. 
Überdies sind selbständige und dauernde Rechte 
(beispielsweise Baurechte), welche nur einen Teil einer 
Liegenschaft belasten und flächenmässig ausgeschie-
den werden können, zwingend zu vermarken.
Das Grundbuchamt hatte früher ein Doppel des 
Grundbuchplanes, welches durch den Geometer (von 
Hand) periodisch nachgeführt wurde; Grenzänderun-
gen konnten relativ einfach nachverfolgt werden. 
Heute jedoch werden nur noch von Zeit zu Zeit 
Planausdrucke (Plan für das Grundbuch) aus dem 
Computersystem des Geometers erstellt und dem 
Grundbuchamt übergeben, woraus jedoch frühere 
Grenzänderungen nicht mehr ersichtlich sind. 
Im Falle von Grenzänderungen erhält das Grundbuch-
amt eine Vermessungsurkunde (Geometermutation), 
enthaltend eine Tabelle mit den Ausmassänderungen 
und einen Plan, woraus die Grenzänderungen ersicht-
lich sind. Diese Vermessungsurkunde und die darauf 
basierenden Verträge mit Grundbuchanmeldung 
bilden die Grundlage für die entsprechenden Nach-
führungen im Grundbuch.
Diesen Plänen kommt die Wirkung zu, dass in erster 
Linie die dort abgebildeten Marksteine und Grenzen 
rechtsverbindlich sind und nicht die Vermarkung im 
Freien.

b) Grundkataster
Ebenfalls ein Produkt des Grundbuchgeometers. Es 
handelt sich dabei um Angabe von Grundstücksfläche 
und deren Bodendeckungsflächen (Gebäude [mit 
Hinweis auf Gebäudeversicherungsnummer und 
Gebäudeadresse], öffentliche Gewässer und sonstige 
Bodenbedeckungsarten) sowie der Flurbezeichnung. 
Fahrnisbauten sind nicht angegeben und auch nicht 
aus dem Grundbucheintrag ersichtlich.

Er ist die Grundlage des im Grundbuch aufgeführten 
Liegenschaftsbeschriebes; dessen Nachführung dort 
nur aufgrund einer vom Geometer erstellten Bestan-
desänderung (bzw. neuem Katasterkärtchen) erfolgt. 
Da diese oft einiges später nach der effektiven Ände-
rung der Bodendeckungsfläche beim Grundbuchamt 
eingeht, entsteht zwischenzeitlich das unschöne 
Ergebnis, dass z.B. eine Baute auf der Liegenschaft 
bereits existiert oder abgerissen worden ist, im 
Grundbuch oder in den darauf erstellten Verträgen 
diesbezüglich aber nichts hervorgeht.

c) Stockwerkeigentums- (Aufteilungs-)Pläne 
Diese Pläne sind nur in jenen Fällen zwingend, wo die 
Begründung des Stockwerkeigentums vor Gebäude-
erstellung erfolgt, also ohne diese Pläne keine genaue 
Umschreibung der der einzelnen Stockwerkeinheit 
zu Sonderrecht zugeteilten Räume möglich ist. Wenn 
auch rechtlich nicht unbedingt nötig, werden auch in 
den übrigen Fällen solche Aufteilungspläne gefordert 
(vor allem auch zur Prüfung der in sich Abgeschlos-
senheit der zu Sonderrecht ausgeschiedenen Räume). 
Ihnen kommt keine Grundbuchwirkung zu, d.h. man 
kann sich nicht darauf verlassen, dass die darin ab-
gebildeten Räume der Realität entsprechen, Letztere 
man sich schliesslich entgegenhalten lassen muss.

d) Anmerkungen
Wissenswert im Rahmen der vorliegenden Broschüre  
ist lediglich der Umstand, dass es sich dabei u. a. um 
Hinweise handelt auf
–	 öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen 

(Rechtsverhältnisse u.a. aus Baubewilligungen wie 
Verpflichtung zur Beseitigung oder Anpassung 
von Gebäude- oder anderen Grundstücksteilen bei 
zukünftigen Strassenverbreiterungen)

–	 mit dem Grundstück verbundene Miteigentumsan-
teile an anderen Grundstücken = subjektiv-ding-
liches Miteigentum (z.B. bei gemeinschaftlichen 
Privatstrassen oder andere Anlagen)

–	 präkaristische Verhältnisse (privatrechtliche Ver-
pflichtung zur Beseitigung eines Gebäudes oder 
einer Vorrichtung auf erstes Begehren des Eigentü-
mers einer Nachbarliegenschaft)

IMMOBILIARSACHENRECHT GRUNDBUCH
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4. DIE DINGLICHEN RECHTE  
AN GRUNDSTÜCKEN
a) Abgrenzung zu den obligatorischen Rechten
Obligatorische Rechte entstehen aus Rechtsbeziehun-
gen unter Personen und wirken nur unter den direkt 
Beteiligten. Sie richten sich nicht direkt gegen die 
Sache. Hiervon ausgenommen sind die im Grundbuch 
vorgemerkten obligatorischen Rechte, die auch nach 
aussen wirken (quasi dingliche Rechte).

b) Das Eigentum als oberstes dingliches Recht  
(s. Anhang)
Vorkommend in den Eigentumsformen Alleineigen-
tum und gemeinschaftliches Eigentum, Letzteres 
wiederum unterteilt einerseits in Mit- oder das darauf 
basierende Stockwerkeigentum und andererseits in 
das auf gesetzlicher Grundlage oder Vertrag basieren-
de Gesamteigentum.

Abgrenzung Eigentum zum Besitz:
–	 Wer Eigentümer einer Sache (Grundstück) ist, ist 

immer auch ihr Besitzer, nicht jeder Besitzer ist 
jedoch auch ihr Eigentümer.

–	 Ist beim Eigentum die tatsächliche und rechtliche 
Verfügungsmacht umfassend, bestimmt sich diese 
beim Besitz nach dem diesem zugrunde liegenden 
Rechtsverhältnis (z.B. Miet- oder Pachtvertrag). 

–	 Ist für den Erwerb von Grundeigentum der Grund-
bucheintrag grundsätzlich erforderlich, ist ein 
solcher beim Besitz nicht nötig, wohl aber die Mög-
lichkeit zur Rechtsausübung (z.B. Schlüssel).

–	 Ist das Eigentum zeitlich unbeschränkt (ausgenom-
men bei Baurecht und Pflanzensuperficies [maxi-
mal 100 Jahre]), entspricht die Besitzesdauer dem 
diesem zugrunde liegenden Rechtsverhältnis.

c) Die beschränkten dinglichen Rechte an 
Grundstücken (s. Anhang)
–	 Dienstbarkeiten ZGB 730 ff. (auch Servituten ge-

nannt)
	 Vorkommend in den Formen von Personal- oder 

Grunddienstbarkeiten.
	 D.h. ein Grundstück wird zum Vorteil eines anderen 

Grundstückes oder einer bestimmten Person in 
der Weise belastet, dass sein Eigentümer sich be
stimmte Eingriffe des Berechtigten gefallen lassen 
muss oder nach gewissen Richtungen sein Eigen-
tumsrecht nicht ausüben darf.

	 Bei einer Dienstbarkeit verhält sich der belastete 
Grundeigentümer passiv, weshalb diese lediglich 
mit folgenden Inhalten möglich sind:
–	 entweder eines Duldens (z.B. Wegrecht als 

Grunddienstbarkeit, Wohnrecht als Personal-
dienstbarkeit) des belasteten Grundeigentümers

	 oder
–	 eines Unterlassens (z.B. Immissionsverbote, Ge-

werbeverbote, Baubeschränkungen und -verbote, 
alles eher Grunddienstbarkeiten) des belasteten 
Grundeigentümers.

–	 Eine Verpflichtung zu einer Handlung des Belaste-
ten ist grundsätzlich nur nebensächlich zum Inhalt 
möglich (beispielsweise Unterhaltsregelungen).

	 Die Dienstbarkeit wird im Grundbuch nur mit 
einem Stichwort (z.B. «Fuss- und Fahrwegrecht», 
«Durchleitungsrecht») eingetragen, bezüglich des 
umfassenden Wortlautes wird auf das Servituten-
protokoll (s. Ziff. 1 lit. b vorn) verwiesen.

IMMOBILIARSACHENRECHT GRUNDBUCH

Exkurs: Nutzniessung ZGB 745 ff. /  
Wohnrecht ZGB 776 ff.

Hierbei handelt es sich um Personaldienstbarkeiten, welche spätestens 
mit dem Ableben der betreffenden Person dahinfallen. Für die Nutznie-
ssung gilt eine Höchstdauer von 100 Jahren. Während die Nutzniessung 
dem Berechtigten das Grundstück zur vollen Nutzung, also auch zum 
Bewohnen oder Vermieten, überlässt, ist der Wohnberechtigte lediglich 
zur persönlichen Ausübung seines Rechts befugt.



8

	
	

–	 Grundlasten ZGB 782 ff. (eher Rarität)
	 Pflicht des belasteten Grundeigentümers zu einer 

Leistung aus seinem Grundstück oder für die wirt-
schaftlichen Bedürfnisse des berechtigten Grund-
stückes (positive Leistungspflicht in gesetzlichem 
Rahmen / Ablösbar nach 30-jährigem Bestande / 
Haftung nur mit Grundstück, weshalb ein Gesamt-
wert in Landesmünze angegeben werden muss).

–	 Grundpfandrechte ZGB 793 ff.
	 In Formen von Grundpfandverschreibung / Papier-

Namen- oder -Inhaberschuldbrief / Registerschuld-
brief möglich.

	 Grundpfandverschreibung als klassische Form zur 
Sicherstellung von Forderungen ohne Bedürfnis die-
se (zwecks einfacher Übertragung auf andere Gläu-
biger) in einem Wertpapier zu verbriefen. Alle vom 
Gesetze vorgesehenen Pfandrechte (beispielsweise 
dasjenige für unbezahlt gebliebene Gebäudeversi-
cherungsprämien oder Grundstücksgewinnsteuern) 
sowie auch blosse Ansprüche zur Errichtung eines 
Pfandrechtes (beispielsweise für Bauhandwerker-
forderungen oder Stockwerkeigentümerbeiträge) 
kommen als Grundpfandverschreibungen daher. Ist 
der genaue Forderungsbetrag bekannt als Kapi-
talhypothek, ist er lediglich umschreibbar (bei-
spielsweise als Sicherung aus einem Geschäft) als 
Maximalhypothek. Bei beiden Formen wird jedoch 
ein bezifferter Betrag im Grundbuch eingetragen.

	 Hingegen zielt der Schuldbrief auf die Handelbar-
keit eines entsprechenden Wertanteils an einem 
Grundstück ab. 

	 Die Ausstellung eines Wertpapiers erfolgt nur bei 
Papier-Schuldbriefen. Dessen Übertragung auf 
einen anderen Gläubiger erfolgt durch Übergabe 
des Wertpapiers (bei Namen-Papierschuldbriefen 
zusätzlich mit Indossament). Die Übergabe der 
Rechte aus Registerschuldbriefen hingegen erfolgt 
durch schriftliche Erklärung an das Grundbuchamt, 
welches den Gläubigerwechsel im Grundbuch nach-
führt und erst mit diesem der Wechsel rechtsgültig 
erfolgt ist.

IMMOBILIARSACHENRECHT GRUNDBUCH

Exkurs: Contracting-Anlagen

Energie-Contracting bedeutet die Übergabe von Planung, Finanzierung, 
Installation und des Betriebs von Energieversorgungsanlagen an einen 
Contractor. Im Kanton Zürich sind vor allem EKZ, EWZ, Erdgas Zürich und 
Stadtwerk Winterthur als Contractoren tätig. Der Contractor schliesst 
mit dem Contractingnehmer (z.B. Hauseigentümer) einen sogenannten 
Contracting-Vertrag ab. Dabei verpflichtet sich der Contractingneh-
mer zur Energieabnahme im vereinbarten Umfang und zur Bezahlung 
des festgelegten Preises für die installierte Leistung und die bezogene 
Energie. Der Contractor verpflichtet sich dagegen, die ganze Energieer-
zeugungsanlage zu planen, zu bauen und zu finanzieren. Zudem betreibt 
und unterhält er die Anlage und liefert Energie im vereinbarten Umfang. 
Durch den Einbau der Anlage in die Liegenschaft des Contractingnehmers 
wird dieser gemäss dem Akzessionsprinzip ZGB 671 Abs. 1 zum rechtmä-
ssigen Eigentümer der Anlage. Die Wertsicherung des durch den Contrac-
tor verauslagten Kapitals wird im Grundbuch eingetragen und erfolgt 
in Form einer Personaldienstbarkeit, wonach die beanspruchten Räum-
lichkeiten sowie der Zutritt zur diesen dem Contractor zur Benützung im 
Rahmen des Contracting-Vertrages überlassen werden.
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Gegenüber Grundpfandgläubigern, deren Forderungen aus 
dem Vermögen des Versicherten nicht gedeckt sind, haftet die 
GVZ Gebäudeversicherung Kanton Zrich im Schadenfall bis zur 
Höhe der anerkannten Entschädigung selbst dann, wenn der 
Versicherte den Entschädigungsanspruch ganz oder teilweise 
verwirkt hat (§ 71GebVG). Bei der Schadenauszahlung unter-
scheidet die GVZ zwischen Wiederaufbau nach einem Scha-
denereignis und Nichtwiederaufbau.

Wiederaufbau nach einem Schadenereignis
Hauptzweck der Gebäudeversicherung ist der Wiederaufbau 
nach einem Schaden. In der Regel wird ein Gebäude unverän-
dert wieder hergestellt. Bei einem Totalschaden oder einem 
grösseren Teilschaden kommt auch eine veränderte Wiederher-
stellung in Betracht. 
Bei einem Wiederaufbau – unverändert oder verändert – er-
folgt die Schadenvergütung direkt an den Eigentümer (Versi-
cherungsnehmer). Die Zahlung erfolgt erst, wenn der Wieder-
aufbau erfolgt ist und der Eigentümer die Handwerker bezahlt 
hat. Dadurch ist eine Zweckentfremdung der Mittel nicht 
möglich. Die Sicherstellung der Grundpfandgläubiger kommt 
hier nur subsidiär zur Anwendung (§ 71 Abs. 1 GebVG;) d.h. wenn 
der Versicherte den Entschädigungsanspruch ganz oder teilwei-
se verwirkt hat. Bei grösseren Schäden kommt es vor, dass der 
Versicherte den GVZ-Anspruch auf die Schadensummen seiner 
Bank zediert. Dafür bekommt er von der Bank einen Baukredit 
um die Wiederherstellung zu finanzieren. 
Nach § 33 GebVV erfolgt die Auszahlung an den Versicherten, 
wenn dieser das Gebäude wieder vollständig hergestellt hat. Ist 
das Gebäude verpfändet und die Pfandgläubiger in die Di-
rektauszahlung nicht eingewilligt haben, so hat die Schadenver-
gütung grundsätzlich an das Grundbuchamt zu erfolgen. Dies 

kommt aber praktisch nicht vor, da der Pfandgläubiger 
interessiert ist, dass das Pfandobjekt wieder hergestellt wird 
und somit seinen ursprünglichen Wert besitzt (Werterhaltung). 
Wie oben bereits erwähnt ist eine Zweckentfremdung der Scha-
denvergütung nicht möglich, da die GVZ erst nach Wiederher-
stellung und Bezahlung der Handwerker zahlt.

Nichtwiederaufbau nach einem Schadenereignis
Wird ein total zerstörtes Gebäude nach einem Schaden nicht 
wieder hergestellt, so wird nur der Verkehrswert vergütet, 
sofern dieser niedriger ist als der Versicherungswert (§ 61 Abs. 1 
GebVG). Die Auszahlung erfolgt an das Grundbuchamt zur Ablö-
sung der Pfandrechte, wenn der Eigentümer eines verpfändeten 
Gebäudes nicht wieder aufbauen will oder kann (§ 34 Abs. 1 
GebVV).
Das Grundbuchamt erstellt einen Verteilungsplan über die Zu-
teilungen an die einzelnen Pfandgläubiger. Ein Restbetrag wird 
dem Versicherten unter Mitteilung an die Gebäudeversicherung 
ausbezahlt (§ 34 Abs. 2 GebVV). Die Hypothekargläubiger sind 
verpflichtet, die Rückzahlung ohne Rücksicht auf vertragliche 
Kündigungsfristen anzunehmen (§ 34 Abs. 3 GebVV). Grund-
sätzlich wird nur die Hypothekarschuld beglichen, höchstens 
jedoch die Versicherungssumme.
§ 71 GebVG ist ein Präzisierung von Art. 822 ZGB. Die Bestim-
mungen von Art. 57f. VVG bleiben ergänzend anwendbar. Die 
Tragweite von Art. 822 ZGB ist in der Lehre umstritten. Im Kan-
ton Zürich ist die Rechtslage mit § 71 GebVG klar geregelt. Die 
Vorschriften der Kantone über die Feuerversicherungen bleiben 
nach Art. 822 Abs. 3 ZGB vorbehalten. Im Schadenfall darf eine 
fällig gewordene Versicherungssumme nur mit Zustimmung 
aller Grundpfandgläubiger an den Eigentümer des versicherten 
Gebäudes ausbezahlt werden (Art. 822 Abs. 1 ZGB).

Exkurs: Sicherung der Grundpfandgläubiger bei einem die GVZ betreffenden 
Schadenereignis
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5. VORMERKUNGEN

Vorgemerkte Rechte oder vorgemerkte Rechtsver-
hältnisse erhalten durch die Vormerkung Wirkung 
gegenüber jedem später erworbenen Recht. Vorge-
merkt werden kann jedoch nur das, was gesetzlich 
vorgesehen ist. Die Vormerkungen unterteilen sich in 
folgende Gruppen:

a) Persönliche Rechte
wie z.B.
–	 Vorkaufs- und Rückkaufsrechte (können höchstens 

auf 25 Jahre vereinbart und vorgemerkt werden)
–	 Kaufsrechte (können höchstens auf 10 Jahre verein-

bart und vorgemerkt werden)
–	 Mietverträge
–	 Heimfallsentschädigung beim Baurecht

b) Vorläufige Eintragungen
z.B. zur Sicherung behaupteter dinglicher Rechte (z.B. 
eines Bauhandwerkerpfandrechtes)

c) Verfügungsbeschränkungen
–	 aufgrund einer amtlichen Anordnung zur Sicherung 

streitiger oder vollziehbarer Ansprüche (z.B. bei 
Weigerung des Grundeigentümers auf Abgabe der 
Grundbuchanmeldung zur Eigentumsverschaffung 
aufgrund eines Kaufvertrages)

–	 in besonderen vom Gesetz vorgesehenen Fällen 
(z.B. Nacherbeneinsetzung)

IMMOBILIARSACHENRECHT GRUNDBUCH
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6. INHALT UND UMFANG  
DES GRUNDEIGENTUMS  
(S. ANHANG)

Den Rahmen dazu gibt die Rechtsordnung, welche 
auch die Schranken festlegt (im privaten oder öffentli-
chen Interesse, mit Einschluss des Gewohnheits- und 
Richterrechts). Verboten ist u.a. rechtsmissbräuch-
liches Verhalten (Ausübung sämtlicher subjektiven 
Rechte nur nach Treu und Glauben, Schikanierver-
bot [Neidmauer, interessenlose Rechtsausübung]). 
Schranken können auch durch Vereinbarung entste-
hen (z.B. durch Dienstbarkeiten).
Zum Inhalt des Grundeigentums gehört der Macht-
bereich in räumlicher Hinsicht (Luftraum und Erdreich 
einer Liegenschaft, soweit für die Eigentumsausübung 
ein Interesse besteht) oder gemäss vermitteltem 
Recht (Miteigentums-/Stockwerkeigentumsanteil; 
Dienstbarkeit; Konzession). Der Machtbereich er-
streckt sich auch auf subjektiv-dinglich verbundene 
Rechte (z.B. Miteigentumsanteile an Grundstücken, 
Dienstbarkeitsrechte).
Das Grundeigentum umfasst das Grundstück mit all 
seinen Bestandteilen (Hauptsache). Von den Bestand-
teilen zu unterscheiden ist die Zugehör (Nebensache). 
Natürliche Früchte gelten bis zu deren Trennung als 
Bestandteil (ZGB 643, 756 und 768).

a) Bestandteile (ZGB 642, EGzZGB 135) / 
Akzessionsprinzip
Als Bestandteile gelten grundsätzlich alle mit dem 
Grundstück fest verbundenen Teile, wie Bauten, Pflan-
zen, Quellen, kleine Grundwasservorkommen sowie 
andere vergleichbare Teile. Unter Bauten sind nicht 
nur Gebäude zu verstehen, sondern alle von Men-
schen geschaffenen, ober- oder unterirdisch mit dem 
Boden verbundenen Teile. Dazu gehören etwa Brun-
nen, Brücken, Gruben, Leitungen usw. Die Baute muss 
fest und dauernd mit dem Boden verbunden sein.
Somit erstreckt sich das Eigentum am Grundstück 
auch auf diese Teile (= Akzessionsprinzip). 

Die sachenrechtliche Unterteilung von Bestandteil 
und Zugehör (s. lit. b hiernach) ist insofern von Bedeu-
tung, als der Bestandteil notwendigerweise das recht-
liche Schicksal der Hauptsache teilt, bei der Zugehör 
hingegen nur eine Vermutung dafür besteht (ZGB 
644 Abs. 1). Bestandteil einer Sache ist alles, was nach 
der am Orte üblichen Auffassung zu ihrem Bestande 
gehört und ohne ihre Zerstörung, Beschädigung oder 
Veränderung nicht abgetrennt werden kann. Es gelten 
folgende Kriterien:
–	 Äussere Verbindung. Zwischen der Hauptsache und 

dem Bestandteil muss ein enger physischer Zusam-
menhang bestehen (z.B. Haustüre).

–	 Innere Verbindung: Die Hauptsache kann in der 
Regel ihren wirtschaftlichen Zweck nur zusammen 
mit dem Bestandteil erfüllen (z.B. Kücheneinbau) 

–	 Dauernder Zustand: Erforderlich ist ferner, dass 
der Gegenstand nicht nur zu vorübergehenden 
Zwecken, sondern nach dem erkennbaren Willen 
des Eigentümers auf Dauer mit der Hauptsache 
verbunden ist (z.B. Mieterausbau).

Auf Fahrnispflanzen (solche welche wohl im Grund-
stück eingepflanzt, jedoch zum Verkauf bestimmt 
sind, also die dauernde Verbindung fehlt) hingegen, 
gelangt das Akzessionsprinzip nicht zur Anwendung.

Durchbrochen wird das Akzessionsprinzip jedoch mit 
der Begründung von Dienstbarkeiten (Baurechten, 
insbesondere Überbaurechten, und dem Recht an 
Pflanzen bzw. Anlagen von Pflanzen), damit erhalten 
diese Bauten bzw. Pflanzen einen vom eigentlichen 
Grundeigentümer verschiedenen Eigentümer. 

b) Zugehör (ZGB 644 f., EGzZGB 136)
Die Zugehör ist im Unterschied zum Bestandteil eine 
selbständige, bewegliche Sache, welche als Neben-
sache eine Zweckgemeinschaft mit der Hauptsache 
bildet, d.h. ihr dient. Was Zugehör sein kann bestimmt 
sich in diesem Rahmen nach Ortsüblichkeit oder nach 
dem klaren Willen des Eigentümers (z.B. Schlüssel 
zu Gebäuden, Hotelinventar). Die Zugehör ist eines 
eigenen rechtlichen Schicksals fähig.

IMMOBILIARSACHENRECHT GRUNDBUCH
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7. BESCHRÄNKUNGEN  
DES GRUNDEIGENTUMS  
(S. ANHANG)

Davon gibt es eine Vielzahl.

a) Aus öffentlichem Recht
–	 Bauvorschriften
–	 Gewässerschutz
–	 Landwirtschaftsrecht
–	 usw.

b) Aus Privatrecht ZGB 680 ff., 730 ff., 793 ff.
Sei es, dass diese gesetzlicher oder rechtsgeschäftli-
cher Natur sind, sei es dass sie unmittelbare (sofor-
tige) oder bloss mittelbare (anspruchsbegründende) 
Wirkung entfalten. Sie können das Verfügungsrecht, 
die Benutzung oder die Verwertung betreffen. Einige 
davon gehen aus dem Nachbarschaftsrecht hervor.
Z.B.
–	 Verantwortlichkeit des Grundeigentümers, Not-

dienstbarkeiten (Notleitung, Notweg) aus Nachbar-
recht

–	 Gesetzliche Vorkaufsrechte bei Miteigentum und 
Baurecht

–	 Dienstbarkeiten
–	 Grundpfandrechte (z.B. rechtsgeschäftliche 

aufgrund Grundbucheintrag wie Schuldbrief und 
Grundpfandverschreibung; gesetzliche ohne Grund-
bucheintrag wie das Pfandrecht der Gebäudever-
sicherung für nicht bezahlte Prämien; gesetzlicher 
Anspruch auf einen Pfandrechtseintrag, beispiels-
weise für Bauhandwerkerforderung)

8. STOCKWERKEIGENTUM  
(ZGB 712A FF.)
a) Stockwerkeigentum als besonders ausge-
staltetes Miteigentum
Mit dem Miteigentumsanteil (hier Wertquote) ist das 
Sonderrecht zur ausschliesslichen Nutzung und bauli-
chen Ausgestaltung bestimmter Teile des Gebäudein-
nern verbunden (man könnte es als ausgeschiedenes 
Miteigentum bezeichnen; im Gegensatz zum unaus-
geschiedenen Miteigentum, s. Ziff. 2 lit. d hiervor). 

b) Sonderrecht
Gegenstand des Sonderrechts können einzelne Stock-
werke oder Teile von Stockwerken sein, die als Woh-
nungen oder als Einheiten von Räumen zu geschäft-
lichem oder anderen Zwecken mit eigenem Zugang 
in sich abgeschlossen sein müssen, aber getrennte 
Nebenräume umfassen können. Gedeckte Parkplätze, 
welche z.B. durch abschliessbare Gitter voneinander 
abgetrennt und damit in sich abgeschlossen sind, kön-
nen auch Gegenstand von Sonderrecht sein. Bezüglich 
den Aufteilungsplänen s. Ziff. 3 lit. c hiervor.

c) Zwingend gemeinschaftliche Teile
Hierunter fallen der Boden der Liegenschaft und das 
Baurecht, kraft dessen gegebenenfalls das Gebäu-
de erstellt worden ist, die Bauteile für den Bestand 
und die konstruktive Gliederung und Festigkeit des 
Gebäudes oder die äussere Gestaltung und das Aus-
sehen des Gebäudes bestimmen und die Anlagen und 
Einrichtungen, die auch den andern Stockwerkeigen-
tümern für die Benutzung ihrer Räume dienen.

d) Ausschliessliche Benützungsrechte
Solche können mittels des Reglements der Stock-
werkeigentümergemeinschaft bezüglich gewisser 
gemeinschaftlicher Teile bestimmten Stockwerkeigen-
tümern zugesprochen werden (besondere Nutzungs-
rechte – nicht Sonderrechte!), beispielsweise an einem 
Autoabstellplatz in der Tiefgarage oder im Freien.

IMMOBILIARSACHENRECHT GRUNDBUCH
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9. BAURECHT UND ÜBERBAU-
RECHT ALS GRUNDDIENSTBAR-
KEITEN (S. ANHANG)

a) Begriff
–	 Baurechte (ZGB 675) werden für baulich und funkti-

onal selbständige Bauten begründet.
–	 Überbaurechte (ZGB 674) können bloss als Grund-

dienstbarkeiten (d.h. zugunsten eines berechtigten 
Grundstückes und zulasten eines belasteten Grund-
stückes) für auf das belastete Grundstück hinüber-
ragende (unterirdisch, oberirdisch insbesondere 
Luftraum) Baukörper errichtet werden. Die bauliche 
und funktionale Abhängigkeit ist nur gegenüber 
Bauten auf dem belasteten Grundstück gefordert. 
Die bauliche Unabhängigkeit zu Bauten auf dem 
belasteten Grundstück wird in der Praxis gross-
zügiger betrachtet (z.B. wenn eine Tiefgarage, für 
welche ein Überbaurecht begründet wird, nicht in 
einem Ausmass unter einem Gebäude erstellt wird, 
welches die Statik der darüber liegenden Baute 
offensichtlich beeinträchtigt oder eigentlich einem 
Untergeschoss derselben gleichkommt [beispiels-
weise die Garage ragt mehr als einen Drittel unter 
das darüber liegende Gebäude auf dem belasteten 
Grundstück]).

b) Voraussetzungen
–	 Grundsätzlich bauliche und funktional Unabhängig-

keit, vgl. lit. a hiervor
–	 Plan, aus welchem der Baukörper (für welchen das 

Baurecht oder Überbaurecht begründet werden 
soll) hervorgeht. Der Umfang der Baute geht primär 
aus dem Plan hervor (vom Plan abweichender effek-
tiver Gebäudeverlauf sollte den rechtlichen Bestand 
nicht in Frage stellen, sofern für Belasteten nicht 
unverhältnismässig, vgl. hierzu auch ZGB 674 Abs. 3 
betr. unberechtigtem Überbau).

–	 Problemstellungen s. Anhang

10. EXKURS: GRUNDBUCH
GEOMETERMUTATION – 
PROZEDERE

a) Begriff Mutation
Hierbei handelt es sich um eine Vermessungsurkunde 
des Grundbuchgeometers über die Teilung oder Vereini-
gung von Grundstücken (einer Tabelle mit den Flächen 
bzw. Teilflächen der betroffenen Grundstücke mit Plan) 
und entsprechender Vermarkung auf dem Feld.

b) Voraussetzungen
–	 Einer Grundstücksteilung oder –Vereinigung hat 

immer eine entsprechende Geometermutation (s. 
lit. a hiervor) zugrunde zu liegen.

–	 Mittels einer darauf basierenden Grundbuchanmel-
dung ist die Teilung oder Vereinigung im Grundbuch 
zum Vollzug anzumelden. Daraus hat auch die 
Bereinigung der auf dem Grundstück bzw. auf den 
Grundstücken allenfalls eingetragenen Anmerkun-
gen, Vormerkungen, Dienstbarkeiten, Grundlasten 
und Grundpfandrechte hervorzugehen.

–	 Einer Teilung oder Vereinigung können hingegen 
Grundbucheintragungen entgegenstehen bzw. 
könnten Zustimmungen anderer Grundeigentümer 
oder sonstiger Berechtigter nötig werden. Es ist 
deshalb sehr zu empfehlen, vor dem Auftrag an 
den Geometer beim Grundbuchamt entsprechende 
Informationen einzuholen.

Erst mit dem grundbuchlichen Vollzug gilt die Teilung 
bzw. Vereinigung als abgeschlossen und erst mit der 
entsprechenden Meldung des Grundbuchamtes über 
den grundbuchlichen Vollzug der Mutation führt der 
Grundbuchgeometer den Grundbuchplan bzw. die 
Vermessungsdaten definitiv entsprechend nach.

c) Prozedere in folgender Reihenfolge
–	 Erstellung eines Entwurfs über die Teilung bzw. 

Vereinigung
–	 Abklärung beim Grundbuchamt, ob Eintragungen 

entgegenstehen bzw. Zustimmungen eingeholt 
werden müssen

–	 Einholung der Bewilligung der Baubehörde
–	 Auftrag an Geometer zur Erstellung der Vermes-

sungsurkunde mit Plan
–	 Grundbuchanmeldung
–	 Nachführung der Grundbucheinrichtung und Voll-

zugsmeldung an Geometer durch Grundbuchamt
–	 Nachführung des Grundbuchplanes bzw. der Ver-

messungsdaten durch Geometer

IMMOBILIARSACHENRECHT GRUNDBUCH
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11. ERWERB VON GRUND
EIGENTUM BZW. RECHTE AN 
GRUNDSTÜCKEN

a) Rechtsgeschäftlicher Erwerb
Grundeigentum bzw. Rechte an Grundstücken werden 
grundsätzlich aufgrund eines entsprechenden Rechts-
geschäfts und des Eintrages der darauf basierenden 
(Hand-)Änderung im Grundbuch erworben (soge-
nannter buchlicher bzw. konstitutiver Erwerb, d.h. 
Erwerb durch Eintragung im Grundbuch). Hierunter 
fallen die meisten Erwerbsgeschäfte wie Kauf, Tausch, 
Schenkung usw.
Der Erwerb von Grundeigentum ist jedoch auch 
schon bereits allein aufgrund eines Rechtsgeschäftes 
möglich, dem dann meist anschliessend der Grund-
bucheintrag folgt (aber nicht muss), welchem jedoch 
lediglich deklaratorische Bedeutung zukommt (ausser-
buchlicher Erwerb). Dies ist beispielsweise der Fall 
bei der Begründung der ehegüterrechtlichen Güter-
gemeinschaft (Ehevertrag), Wechsel im Gesellschaf-
terbestand einer einfachen Gesellschaft oder einer 
Kollektiv- bzw. Kommanditgesellschaft oder durch 
Zuschlag bei einer zwangsvollstreckungsrechtlichen 
Steigerung.

b) Nicht rechtsgeschäftlicher Erwerb
Ohne Vorliegen eines Rechtsgeschäftes erwirbt man 
Grundeigentum aufgrund eines rechtlichen Vorgan-
ges wie Erbgang, Ersitzung (ausserbuchlicher Erwerb). 
Auch hier wirkt der nachfolgende Grundbucheintrag 
lediglich deklaratorisch.

c) Verfügung durch den Erwerber nach ausser-
buchlichem Erwerb
Der durch ausserbuchlichen Erwerb (sei es aufgrund 
rechtsgeschäftlicher oder nicht rechtsgeschäftlicher 
Basis) Berechtigte kann jedoch erst nach seiner Ein-
tragung im Grundbuch grundbuchliche Verfügungen 
treffen.

12. FORMVORSCHRIFTEN  
FÜR GRUNDERWERB UND 
RECHTSBEGRÜNDUNGEN 

Grundsätzlich ist für den Erwerb von Grundeigentum 
und die Begründung beschränkter dinglicher Rechte 
öffentliche Beurkundung gefordert. Für etliche spezi-
fische Rechtsgeschäfte genügt jedoch auch einfache 
Schriftlichkeit (beispielsweise Erwerb und Begrün-
dung von Rechten im Rahmen von Erbteilungen, 
Gesellschafterwechsel bei einfachen Gesellschaften).

IMMOBILIARSACHENRECHT GRUNDBUCH
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Anhang zu Ziff. 4b

Eigentum

Miteigentum
ZGB 646 – 651

Stockwerkeigentum
ZGB 712a – 712t

Gemeinschaftliches EigentumAlleineigentum

Gesamteigentum
ZGB 652 – 654A

S

A A A

1/3

R

1/3

R 
+
W

 

B B B

1/3 

S

R

1/3

R 
+
W

 

C C C

1/3 

 

R

1/3

R 
+
W

 
1/3

+
Haus

Boden

S

Gesetzliche oder 
vertragliche Bindung:

–	 Gütergemeinschaft  
ZGB 221

    – beschränkte GG 
   ZGB 223 f.

–	 Errungenschafts
gemeinschaft ZGB 223

–	 Gemeinderschaft  
ZGB 342

–	 Erbengemeinschaft  
ZGB 602

–	 Einfache Gesellschaft  
OR 530, 544

–	 Kollektivgesellschaft  
OR 552, 557 II

– 	Kommanditgesellschaft 
OR 594, 598 II

–	 Flurweggemeinschaft 
(nach kantonalem Recht)

S = Sache
R = Recht (Sonderrecht bei Stockwerkeigentum)
W = Wertquote

IMMOBILIARSACHENRECHT GRUNDBUCH
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Dingliche Rechte

Teilherrschaftsrechte
(= beschränkte dingliche Rechte)

Vollherrschaftsrecht
(= Eigentum)

Verwertungsrechte Nutzungsrechte

GrundlastenPfandrechte Dienstbarkeiten

Grunddienstbarkeiten Personaldienstbarkeiten

Arten dinglicher Rechte Anhang zu Ziff. 4c

Anhang zu Ziff. 6

Inhalt des Grundeigentums
(ZGB 667 ff.)

GrundstücksbestandteileMachtbereich

Subjekt-dinglich 
verbundene Rechte

–	 Grunddienstbarkeitsrechte
– 	Miteigentumsanteile an Grund

stücken

Räumlich
Gemäss vermit-

teltem Recht
(Allein-/Mit-/

Stockwerk
eigentumsanteil; 

Dienstbarkeit; 
Konzession)

Bauten

sofern
–	 nicht im 

Baurecht
–	 keine Fahrnis-

baute

Pflanzen

sofern
–	 keine Pflanz

superficies
–	 keine Fahrnis

pflanzen

Wasser

Lu
ft

ra
um

 / 
Er

dr
ei

ch

Q
ue

lle
n

kl
ei

ne
 G

ru
nd

w
as

-
se

rv
or

ko
m

m
en

Ab
ge

gr
en

zt
er

 T
ei

l 
de

r E
rd

ob
er

flä
ch

e
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Verfügungs
beschränkungen

mittel-
bare

mittel-
bare

mittel-
bare

unmit-
telbare

unmit-
telbare

unmit-
telbare

Benutzungs
beschränkungen

gesetzliche
privatrechtliche gesetzliche Eigentumsbeschränkung

privatrechtliche Eigentumsbeschränkungen

öffentlich-
rechtliche

Beschränkungen des Grundeigentums im allgemeinen

Pfandrechteverwertungs-
rechtliche 

Beschränkungen
PfandrechteVerfügungs

beschränkungen PfandrechteBenutzungs
beschränkungen

vertragliche
rechtsgeschäftliche Beschränkungen des Eigentums

verwertungs-
rechtliche 

Beschränkungen

z.B.
–	 Zustimmung 

Ehegatte 
zu Verkauf 
Familien
wohnung

z.B.
–	 Pfändung

z.B.
–	 Verantwort

lichkeit
–	 Anries- und 

Kapprecht
–	 Immissions

verbot

z.B. für
–	 überragende 

Bauten
–	 Notleitung
–	 Notweg

z.B.
–	 Pfandrecht  

für wert
erhaltende 
Auslagen  
des Pfand
gläubigers

z.B.
–	 Verkäufer-

pfandrecht
–	 Bauhandwer-

kerpfandrecht
–	 Baurechtszin-

senpfandrecht

z.B.
–	 Vorkaufsrechte

z.B.
–	 Wohnrecht
–	 Bauverbot

z.B.
–	 Grundpfand

verschreibung
–	 Schuldbrief
–	 Grundlasten

z.B.
–	 Bauvorschriften
–	 Gewässerschutz

Anhang zu Ziff. 7

IMMOBILIARSACHENRECHT GRUNDBUCH
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Anhang zu Ziff. 9

12 14 16 18 20 22
16.1 22.1

14.1

39
37

35

286 315 315 318 319

286

316
320

Dorfstrasse

Bergstrasse

35.15114112

4111

1087

Eigentumsgrenze 
aufgrund 
Überbaurecht

Neue Grenze  
aufgrund 
Mutation

Liegenschaftsgrenze zugleich 
Eigentumsgrenze (ohne Überbaurecht)

Regelungsmöglichkeiten Tiefgarage?
–	 Keine Regelung bzw. keine Dienstbarkeit: Neue Grenze, neue Eigentumsgrenze, Garage steht auf 2 Liegenschaften.
–	 Minimum: Dienstbarkeit, dass jeder Eigentümer Beseitigung seines Garageteils unterlässt, plus allenfalls Fuss- und 

Fahrwegrecht auf Garagevorplatz.
–	 Überbaurecht zugunsten einer Liegenschaft, womit Garageeigentum einer Liegenschaft zugeordnet wird, und 

Benützungsrecht für einen Teil zugunsten anderer Liegenschaft.
–	 Besser: Eigenes Grundstück für Garage mit Zufahrt und subjektiv-dingliche Verbindung von je 1/2 Miteigentum 

daran mit den beiden Liegenschaften.

*

*

IMMOBILIARSACHENRECHT GRUNDBUCH
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Abkürzungen

GebVG	 Gesetz über die Gebäudeversicherung vom 2. März 1975
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